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nicht »ur der akademische Rat, sondern die Mehrheit der Dresdner Kunst-
geuosseuschnft ans einem ganz andern Boden künstlerischer Anschauungen als
sie. Wir zweifeln aber daran, daß sich in Dresden zwei Ansstellnngen halten
könnten. Ist das in München schon nicht der Fält, trotz seines viel größern
Fremdenverkehrs nnd der langjährige» Gewöhnung der Bevölkerung an die
Ausstellung, so darf mau erst recht behaupten, daß in Dresden eiu derartiges
lluternehmeu aus eine Reihe von Jahre» hinaus geschäftlich uicht lohnen würde,
zumal wen», wie vorgeschlagen wvrde» ist, de» Sezessiouistcu die Koste» der
iuuern Ausstattung der Ausstellungshalle überlassen bliebe». Die Münchner
Genossenschaft hat für die Einrichtung des Glaspalastes im Laufe der Jahre
gegen eine Million Mark aufgeweudet, die Sezessivnisten aber dürften kaum
iu der Lage sei», auch nur einen Teil dieser Kosten aus eignen Mitteln auf¬
zubringe». Da sie nun zunächst nicht daran de»le», ihre» Wohnsitz von Müuche»
wegzuverlegen, dessen Anziehungskraft für Künstler sich ja auch au ihnen bewährt
hat, so werden wir wohl das Schauspiel erleben, daß sie einer nach dem an¬
dern wieder »m Aufunhme iu die Genossenschaft nachsuchen werde», die ihnen
denn anch, wenn sie klug ist, keine großen Schwierigkeiten machen dürfte. Wir
hoffen, daß den Herren die Einsicht von der Notwendigkeit dieses Schrittes
recht bald komme; es wird ihr eigner Vorteil sein, wenn sie durch ihre Teil¬
nahme an den Genosseuschaftsausstell»»ge» den Ruf Münchens als Kunst¬
stadt wieder vermehre» helfe», nachdem sie ihn durch ihren Austritt rück¬
sichtslos zu verkümmern bestrebt gewesen sind.

Maßgebliches und Unmaßgebliches
Die Stellung der konservativen Partei zum Antisemitismus. Nach¬

gerade wird es auch dem verbohrtesten Fortschrittsmaune begreiflich, daß der Anli-'
semitismus eine Erscheinung ist, die weder niedergeschrieen noch totgeschwiegen werden
tnn». Die Wahl Ahlwardts in Arnswalde nnd der Verlauf des letzten kvnserva>
tiven Parteitags reden eine so deutliche Sprache, daß auch die hören müsse», die
bisher nicht haben hören wollen. Im Stammlande der preußischen Monarchie haben
Tausende von tönigstreneu, konservativen, ehrenfesten Männern einen Antisemiten
von mindestens zweifelhaftem Rufe gewählt, und unter dem Rufe: Ahlwardt! ist
iu Berlin zu Gerichte gesessen worden über die bisherige Leitung der konservativen
Partei. Man mag die Wahl AhtwardtS betrübend und die Haltung der großen
Masse der konservativen Abgesandten aus dein Parteitage tadelnswert finden, man
mag die demagogischen Formen, in denen sich die Pnrteiversammlnng gegenüber
den allen Parteihiinptern gefiel, für unvereinbar halten mit konservativer Art, man
mag darüber klage», daß der Parteitag mehr einer lärmenden antisemitischen Volks¬
versammlung, als einer Versammluug ruhiger Männer glich, die „in ernster Arbeit
und von hohen politischen Ziele» geleitet der Herausgestaltnng des ihnen Gemein-
sameu oblagen," aber man wird dadurch die entscheidende Thalsache uicht aus der
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Welt schaffen können, daß die jetzige konservative Parteileitung allen Boden im
Volke verloren hat, und daß die konservative Partei zn Grunde gehen muß, weuu
sie es nicht versteht, die volksthümliche Bewegung in sich aufzunehmen, die nnnnf-
haltsam fortschreitend die Bevölkerungsschichten ergreift, auf denen die Stärke des
Staates ebenso wie die der konservativen Partei beruht.

Die konservative Partei möge sich des Ernstes ihrer Lage wohl bewußt werden.
Der Abfall der Kerntruppen der Partei, der Bauern, der Handwerker und der
kleinen Beamten, der sich schon im vorigen Jahre so deutlich bei der Wahl in
Kassel gezeigt hatte, ist noch kein endgiltiger; mnu wählt antisemitisch, weil
mau aufS äußerste unzufrieden ist mit der Parteileitung, weil man ihr vor¬
wirft, daß sie die Interessen des Mittelstandes nicht mit der Energie vertrete,
wie es die Wichtigkeit dieses Standes verlange, weil man das Zusammengehen
mit den weiter nach links stehendeil Parteien verwirft, und weil mau will, daß
die konservative Partei eine soziale Nefvrmpartei werde, die sich ebenso scharf vom
Mnnchestertnm scheide, wie von der Sozialdemokratie. Die Wahl Ahlwardts und
der Beifallsjubel, der jedesmal bei Nennung seines Namens ans dem konservativen
Parteitage ausbrach, waren der schärfste Protest der konservativen Bevölkerungs-
klaffe» gegen die jetzige Parteileitung, ein unartiknlirter Schnierzensschrei des von
allen Seiten bedrängten Mittelstandes, dein seine Führer nicht das gewesen sind,
was sie ihm sein sollte», sie waren die »»verhüllte Drohimg i»il dem Abfall von
der Partei. De» Abfall selbst enthielten sie »och nicht.

Die Drohung wird aber ausgeführt werde», wenn die Porte! fortfährt, Groß-
gr»»dbesitzeri»teresse »»d Konservativismus für gleiche Begriffe zu halten und nichts
weiter z» sei», als ei»e Spielart iiuierhalb je»es großen, zur bloße» Abwehr der
Sozialdemokratie erfnndnen fast- »ud kraftlose» Ordiinngsmischmaschs, den man
„den Zusammenschluß aller staatserhaltende» Parteien" nennt, der aber im Grunde
nichts andres ist und seiu kann, als ei» Heerbann des Manchestertnms. Nur die
eigne» Fehler und Unterlassungen der konservative» Partei sind es, die ihre An¬
hänger in die Arme des Antisemitismus treiben. Statt daher über die Ausschrei¬
tungen des Parteitages entrüstet zu sein, sollte ma» dafür sorgen, daß die Partei
wieder volkstümlich werde, daß die Fühlung zwischen den breiten Massen des
Mittelslandes und der Partei wiederhergestellt werde, für deren Fehlen gerade
jene beklagten Ausschreitungen den unwiderleglichen Beweis geliefert haben. Was
auf dem Parteitage unter stürmischem Beifall ausgesprochen wurde, das sage»
und denke» Tausende von konservativen Männern im ganzen Reiche, die vom Anti¬
semitismus als solchem nichts wissen willen: lieber zehn Ahlwardts, als einen
Freisinnigen, und doch ist es gerade das, was die Parteiführer nicht begreifen zu
können scheine».

Es ist aber die höchste Zeit, daß sie das begreifen lernen, und daß sie die
nngehenre Verantwortlichkeit erkenne», die »icht elwa die ihrer Führer beraubte»
Masse», sondern sie selbst trifft, wenn die »rwüchsige, a»S dem Mittelstailde hervor-
geheude Bewegung nicht z» einer Verjünanng der konservative» Partei »»d zu
einer segensreichen, die schwersten Voltsschäden heilenden Neformbelvegnng führt,
wenn sie statt dessen ausläuft iu eiue verheereiide, ziel- und planlose I»de»vec-
solguug.

Aus dem Antisemitismus deu berechtigteil Keru herauszuschälen, de» Strom
dieser wilde» und doch innerlich so urdeutscheu Bewegung in ein geregeltes Bell
zn zwinge» »ud seine gewaltige Kraft a»f diese Weise dem deutsche» Lebeil nutz¬
bar z» machen, das ist die Aufgabe der lvuservalive» Partei für jetzt »»d in der
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nächsten Zukunft. Daß diese Aufgabe schlver ist und heute schon schlvieriger ist,
als sie es vielleicht noch vor einem Jahre war, weil die antisemitische Partei seit¬
dem ungeheure Fortschritte gemacht hat, soll nicht geleugnet werde». Schwer ist
aber bisher »och jede rettende That von weltgeschichtlicher Bedeutung gewesen, uud
hier handelt es sich um eine solche rettende That, um die Erhaltung der Bevöl-
lerungsklasseu, die uvch stets ausschlaggebend gewesen sind für die Geschichte und
die Macht und Bedeutung eines Volts, um die Erhallung des Mittelstandes, den
nicht ein wilder nnd nutzloser Zornansbrnch gegen die Juden als solche, sondern
allein eine konservative Sozialpolitik zu rette» vermag.

Vermessen wäre es, wenn wir hier der touservativeu Partei in diesem ihr
obliegende» Kampfe für unser deutsches Vvllstum ein Programm vorschreiben und
im voraus sagen wollten, wie sie diesen über eine lange Zeitperiode sich erstrecken¬
den Kampf im einzelnen zu führen habe. Wir tonnen nur die allgemeine Nich-
tung bezeichnen, in der nach unsrer Ansicht die konservative Partei vorzngehn hat.

Der Antisemitismns begeht den Grundfehler, daß er zwei Fragen zusammen¬
wirft, die von einander getrennt uud verschieden behandelt werden müsse», eine
nationale und eine soziale Frage. Weit er diese Fragen nicht trennt und ans
ihnen eine allgemeine Jndenfrage macht, muß er eine demagogische, in Zielen und
Mitteln unklare und unfruchtbare Vewegnng bleiben. Die nationale Frage, die
Frage, ob das Judentum als Rasse unser Voitstnm schädigt, ist aber eine berech¬
tigte Frage nur insoweit, als es sich „in die Verhütung künftiger Einwanderung
des Judentums aus dem Osten handelt. Die Juden, die wir bisher in unser
Voltstnni aufgeuommeu haben, tonnen wir nicht wieder abstoßen, weil sie mit
tausend Fäden schon mit uns zusammenhangen, weil sich eine Grenze zwischen
ihnen nnd den Deutschen weder nach Rasse noch nach Religion ziehn läßt. Sie
sind deutsche Staatsbürger, manche von ihnen sogar vortreffliche dentsche Staats¬
bürger geworden, uud wir müssen sie als solche anerkennen mit allen Rechten, die
deutschen' Staatsbürgern zukommen. Was iu nationaler Beziehung allein geschehn
kann, das ist nur, dnß der Einwanderung aus Polen nnd Galizicn ein Niegel vor¬
geschoben werde. Alles übrige ist vom Übel, weil es undurchführbare Forderungen
enthält, und ist auch gänzlich unnötig, weil, sobald mir die fernere Einwanderung
nnmöglich gemacht wird, das dentsche Volk die bis jetzt angenommenen Jnden
anfznsangen die Kraft hat.

Ans der so gezeichneten Beschränkung der nationalen Frage folgt aber ohne
weiteres die Verkehrtheit der Stellimq der Antisemiten zur sozialen Frage, die
llnzulässigteit einer Beschränkung des Kampfes gegen soziale Übelstande auf einen
Kampf gegen die jüdischen Mitbürger, bei denen jene Übelstände zu Tage treten.
Diese Jnden sind Dentsche, und sie müssen es bleibe». Wer daher uicht bloß auf
die Juden schimpfen null, sondern sich ernstlich die Frage vorlegt, wie diese» Übel-
ständen abzuhelfen sei, der wird mit Notwendigkeit dahin gedrängt, anzuerkennen,
daß wir gegen diese Mitbürger, die wir uicht abstoßen können, nnmöglich ein Aus-
uahmegesetz haben können, nnd der unterläßt das Schelten ans diese Jnden als
Juden, weun er überhaupt sachlich sprechen nnd nicht persönlich vernnglimpfen will.

Aber noch etwas andres kommt hinzn. Die sozialen Übelstände, die wir be.
klagen, Selbstsucht nnd Habsucht, unredliches Geschäftsgebahren, Prvfitwnt, llnnil
lichleil und Üppigkeit, und die uuser Antisemitismus deu Jude» allein in die
Schnhe zn schieben für gut findet, zeigen sich ebenso wie bei uns auch in andern
Kultnrnatiouen, die weuiger als Nur mit Jude» durchsetzt sind, in dem gleichen
Maße, ja in schlimmerm Maße, nnd sie zeigen sich auch bei uns nicht nur in
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jüdischen, sondern auch in sehr germanischen Kreisen. Es sind aligemeine Übel¬
slände, an denen zwar die Indem einen hervorragenden Anteil haben, die aber
nicht in ihnen, sondern in einer schlechten sozialen Blntverteilnng ihren Grnnd
haben, und die nicht mit den Juden, sondern erst dann beseitigt sein werden,
wenn diese schlechte Blutverteilung in unserm Volkskörper geheilt ist, wenn der
Mittelstand wieder erstarkt ist, und wenn endlich dem weitern Zerfall unsers Volts
in wenige Besitzende einerseits und eine Unzahl Besitzloser andrerseits Einhalt ge¬
boten ist.

Verbot der jüdischen Einwnndernng einerseits nnd Hebung des Mittelstandes
dnrch soziale, von jeder gehässigen Ausuahmebestimmnng freie Reformen andrer¬
seits das muß die Parole sein, unter der die konservative Partei wieder volks¬
tümlich werden, kämpfen und siegen wird. Bei der Durchführung dieses Pro-
gramms wird sie sicher mit den sogenannten Freikonservativen und den National-
liberalen in unversöhnliche Feindschaft geraten, wahrscheinlich anch der jetzigen Re¬
gierung gegenüber in scharfe Opposition treten müssen. Möge sie sich dadurch
nicht beirren lassen! Das Kartell ist tot, die Mittelparteien sind ratlos, ohne feste
t'-irnndsätze, in sich gespalten nnd in voller Anflösnng begriffen, nnd die gegen¬
wärtige Regierung lebt, vielleicht mit alleiniger Ausnahme des Herrn Miguel,
aller höhern Gesichtspunkte bar, in sozialpolitischen Dingen durchaus von der Hand
in den Mund. Der soziale Bismarck ist noch nicht gekommen; aber er wird
kommen, weil er kommen innß, nnd es ist die Ansgabe der konservativen Partei,
d. h. der wahrhaft konservativen Partei, die den Konservativismus nicht für gleich¬
bedeutend hält mit Regiernngsfreundlichkeit um jeden Preis, für ihn nnd für die
von ihm durchzuführende Sache der Volkserneuernng den Boden zn bereiten.

Litteratur
Briefe Thomas Carlyles an Barnhagen von Enfe aus den Jahren 1837 bis 1857.

Übersetzt und heransgegeben von Richard Preuß. Berlin, Gebrüder Paetel, 1892
Die Briefe Carlyles an Barnhagen von Ense, die hier gesammelt erscheinen,

sind im Berein nnd Zusammeuhang mit andern Zeugnissen der unablässigen Be¬
strebungen des großen englischen Schriftstellers, deutscher Geschichte nnd deutschen!
Geistesleben gerecht zn werde», sicher nicht ohne Wert. Es geht im ganzen eine
schöpferische und freie Erkenntnis des eigentlichen Kerns deutschen Wesens durch
sie hindurch, eine Erkenntnis, die sich gleich in dem ersten Briefe vom 31. De¬
zember 1837 in dem Satze offenbart: „Der deutsche Stamm ist jetzt offenbar in
der Erhebung; es scheint, als ob er bestimmt sei, den größten Teil des Erdkreises
einznnehmen nnd einige Zeit zu beherrschen! Tapferkeil, ihre charakteristische Eigen¬
schaft nach Goethe, verdient es." Gewiß habe», außer einer Reihe von geistvollen
Bemerkungen und Urteilen, die Mitteilungen Carlyles über seine Arbeit nn dem
Buche „Friedrich der Große," über „das qualvolle Ringen mit der Fremdartig¬
keit des Stoffs, mit dem bestündigen Mangel an Büchern nnd Forschnngsmaterial
aller Art, mit den Bedenken, die ihm aus der ränmlichen Enlfernnng von den
Schonplätzen der zn schildernden Begebenheiten erwuchsen." für deutsche Leser ein
ganz besondres Interesse. Gleichwohl bleibt der schließliche Eindruck geteilt. Mit
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